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XIV. Gesetzgebungsperiode 

DER BUNDESM!NISTER FÜR FINANZEN W"ien, 1976 09 '13 

Z. 6257-Pr.2/76 

An den' 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
Parlament 
Wie n I., 

'öd'/AS 

1976 mOg~ 1 3 
zu 6S0lJ 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Dr. Lanner und Genossen vom 
13. Juli 1976, Nr. 650/J, betreffend Steuer-, Tarif-, GebUhren-, 
Beitrags- oder Preiserhöhungen bis Ende 1977, beehre ich mich 
zunächst allgemein darauf hinzuweisen, daß Beschlüsse der zu­
ständigen parlamentarischen Gremien über Steuer-, Tarif- und 
GebUhrenerhöhungen grundsätzlich mit dem jeweiligen Parlaments­
beschluß über das jährliche Bundesfinanzgesetz zeitlich zusammen­
fallen. Dies ~ird auch 1976 der Fall sein. Da im gegenwärtigen 
Zeitpunkt vorerst nur die sogenannten Beamtenverhanldungen Uber 
den Budgetentwurf des nächsten Jahres abgeschlossen sind, aber 
ni cht die Verhandl ungen auf r~i ni 5 ter- und Regi erungsebene, möchte 
ich schon im Hinblick darauf diesen Verhandlungen in keiner Weise 
vorgreifen. 

Unbestritten geht es aber in der Budgetpolitik der nächsten Jahre 
darum, die in den Jahren der Rezession zur Sicherung der Arbeits­
plätze aufgenommene Hypothek wieder abzubauen, um so den Finanzie­
rungsspielraum des Bundesbudgets rechtzeitig,d.h. vor dem Ein­
setzen eines möglichen neuerlichen Konjunkturabschwungs wieder 
zu vergrößern. Die Bundesregierung hat sich mit dieser Problematik 
auf ihren Klausurtagungen am 15. Juni und am 6. September d. J. 
eingehend befaßt und ei ne Rei he von r~aßnahmen zur Verwi rkl i chung 
dieses Zieles beschlossen. 
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Dazu gehören: 

o ["i ne ei nprozentige Redukti on der fJ'iellstpos ter'! 

o Ei oe Kürzung det~ Ermessenskredi te 

o Reduz"ierung der überstunden und Kürzung der I)'ienstreisen 

o Erhöhung der Vermögensteuer und 1 % be"i gl e"j chzei ti ger 

Anhebung der Freibeträge und 

o Anpa.ssung der seit 7. 4. 1965 unveränderten Gebühren. 

Was ferner Tarifanpas5ungen zur Abgeltung von Kostensteigerungen 

bei den Bundesbetrieben anbelangt, so vertrete ich die Auffassl)ng~ 

daß solche Regulierungen in kUrzeren Abständen und mit geringeren 

Erhöhungssätzen - wenngleich in einer Art Mehr-Jahresplan - vor­

genorrmen werden sollten, kann aber auch hi er den zus tänd"j gen Ressorts 

und parlamentarischen Gremien nicht vorgreifen. 

Wenn schließlich nach der übernahme neuer Agenden oder der AUSW8i·" 

tung bestehender durch die öffentliche Hand verlangt wird, so bedarf 
dies selbstverständlich auch der Sicherstellung der hiefUr erforder­
lichen Finanzierungsrnittel. 
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